
 

 

FAQ-Liste zum § 72a Abs. 3 und 4 Sozialgesetzbuch VIII (SGB VIII), Stand: 02.04.2015 

 

Die folgende FAQ-Liste ist ergänzend zur Arbeitshilfe zur Umsetzung des § 72a Abs. 3 und 4 SGB VIII zu verstehen. Sie enthält 

Fragestellungen, die im Rahmen der Umsetzung entstanden sind. 

 

Die Arbeitshilfe kann auf der Homepage des KVJS unter folgendem Link heruntergeladen werden: 

http://www.kvjs.de/jugend/kinderschutz/schutzauftrag-materialpool.html 

 

Frage Antwort / Sachverhalt 

Gibt es anerkannte Träger der außerschuli-

schen Jugendbildung nach § 4 Jugendbil-

dungsgesetz (JBG), die nicht selbst vom 

Landkreis anerkannt wurden? 

Ja, dies können Träger sein, die entweder 

- aufgrund § 11 Abs. 2 Landesjugendwohlfahrtsgesetz (LJWG) und § 17 Abs. 2 JBG 

zum 01.07.1975 (Inkrafttreten des JBG) bereits als Untergliederungen, Mitgliedsver-

bände und Mitgliedseinrichtungen eines anerkannten Trägers oder Verbandes geführt 

wurden und deshalb als anerkannt gelten 

- oder später hinzugekommene Untergliederungen, Mitgliedsverbände und Mitgliedsein-

richtungen nach § 17 Abs. 3 JBG die von der Anerkennung des Trägers oder Verban-

des mit umfasst sind, weil sie die entsprechenden Kriterien erfüllen 

- oder landesweit/bundesweit anerkannte Träger mit Sitz im Kreis, von deren Anerken-

nung der Kreis keine Kenntnis hat (diese zuletzt genannt Möglichkeit trifft in sehr selte-

nen Fällen zu). 
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Warum gibt es in verschiedenen Empfeh-

lungen teils unterschiedliche Aussagen in 

Bezug auf das Thema der Dokumentation? 

Im Frankfurter Kommentar und in der Empfehlung des Deutschen Vereins vom Novem-

ber 2012 gibt es zum Thema der Dokumentation unterschiedliche Rechtsauffassungen. 

Die Empfehlungen in der Arbeitshilfe beziehen sich auf den Gesetzestext und auf die 

7. Auflage des Frankfurter Kommentars, der auch im Literaturverzeichnis der Arbeitshil-

fe genannt ist. In der Arbeitshilfe wird auf Seite 5 auf die Punkte Datenschutz und Do-

kumentation eingegangen. 

 

Wie wird der Begriff "freie Träger der Ju-

gendhilfe" definiert? 

Im SGB VIII ist der Begriff „Träger der freien Jugendhilfe“ nicht definiert. Die im Gesetz 

genannten anerkannten freien Träger der Jugendhilfe sind Kirchen und Religionsge-

meinschaften des öffentlichen Rechts (§ 75 Abs. 3 SGB VIII), Verbände der freien 

Wohlfahrtspflege (§ 75 Abs.3 SGB VIII) sowie Verbände, Gruppen und Initiativen der 

Jugend (§ 11 Abs. 2 S.1 SGB VIII). Neben diesen explizit genannten können natürliche 

oder juristische Personen Träger der freien Jugendhilfe im Sinne von § 3 Abs. 2 SGB 

VIII sein. 

 

 

Müssen Vereinbarungen mit kreisangehöri-

gen Gemeinden geschlossen werden? 

Gemeinden sind in der Regel keine Träger der Jugendhilfe. In den Handlungsempfeh-

lungen zum Bundeskinderschutzgesetz (BKiSchG) der Arbeitsgemeinschaft für Kinder- 

und Jugendhilfe (AGJ) und Bundesarbeitsgemeinschaft der Landesjugendämter 

(BAGLJÄ) (Seite 29) wird empfohlen, alle kreisangehörigen Gemeinden, die nicht selbst 

örtliche öffentliche Träger sind, als Adressatenkreis der Vereinbarungen mit aufzuneh-

men. 
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Schließt § 72a SGB VIII auch kirchliche 

Träger mit ein? 

§ 72a Abs. 4 SGB VIII schließt auch kirchliche Träger mit ein. 

 

Welche Handlungsalternativen bestehen, 

wenn ein freier Träger den Abschluss einer 

Vereinbarung verweigert? 

Generell sollte in einem Aushandlungsprozess zwischen öffentlichem und freiem Träger 

der Jugendhilfe versucht werden eine Lösung zu finden, die für beide Seiten tragbar ist. 

Verweigert der freie Träger der Jugendhilfe grundsätzlich den Abschluss einer Verein-

barung, kann dies dazu führen, dass der öffentliche Träger dem freien Träger die finan-

zielle Förderung versagt (§ 74 SGB VIII). Ggf. kann der öffentliche Träger die Kündi-

gung einer Entgeltvereinbarung prüfen. 

 

 

Kann ein regelmäßiger Abgleich der MiStra-

Listen den Abschluss einer Vereinbarung 

nach § 72a SGB VIII ersetzen? 

 

Die Mitteilung von Strafsachen (MiStra) zum Schutz von Minderjährigen (Nr. 35 der An-

ordnung über Mitteillungen in Strafsachen) erfolgt an das Jugendamt, wenn nach An-

sicht der übermittelnden Stelle (Gericht oder Staatsanwaltschaft) Tatsachen bekannt 

werden, die zur Abwehr einer erheblichen Gefährdung von Minderjährigen notwendig 

sind. Der Abgleich von Mistra-Listen ersetzt den Abschluss von Vereinbarungen nicht. 

Es ist aus rechtlichen Gründen nicht möglich, da der Verpflichtungsgrad einer Vereinba-

rung durch eine Abgleich mit MiStra nicht erreicht werden kann. 

 

 

Welcher Personenkreis muss nach § 72a 

Abs. 4 SGB VIII ein erweitertes Führungs-

zeugnis vorlegen? 

 

Neben- oder ehrenamtliche Personen, die in Wahrnehmung von Aufgaben der Kinder- 

und Jugendhilfe qualifizierte Kontakte zu Kindern und/oder Jugendlichen haben. Quali-

fizierte Kontakte bedeuten, dass der Kontakt auf Grund von Art, Intensität und Dauer 

den Aufbau eines besonderen Vertrauensverhältnisses ermöglicht. 
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Daraus folgt, dass der öffentliche Träger in Zusammenwirken mit dem freien Träger der 

Jugendhilfe festlegt, welche Tätigkeiten qualifizierte Kontakte umfassen. Die dadurch 

entstehende Diskussion ermöglicht eine Sensibilisierung zum Thema Kinderschutz bei 

den jeweiligen Trägern. Dieser Anlass kann dazu genutzt werden, Schutz- und Präven-

tionskonzepte zu entwickeln bzw. bestehende zu überarbeiten. 

 

 

Wird der Abschluss einer Vereinbarung 

durch das Formulieren einer gemeinsamen 

Grundhaltung bzw. Erklärung/Leitlinie er-

setzt? 

Der § 72a Abs. 2 und 4 SGB VIII verpflichtet die Träger der öffentlichen Jugendhilfe 

zum Abschluss von Vereinbarungen zur Umsetzung des § 72a SGB VIII mit den Trä-

gern der freien Jugendhilfe. Eine gemeinsame Erklärung fällt unter die Einbettung im 

Rahmen eines Präventions- und Schutzkonzepts, der Abschluss einer Vereinbarung 

wird dadurch nicht ersetzt. 

 

 

Kann eine Vereinbarung mit einem Zu-

sammenschluss von Verbänden getroffen 

werden, die dann auch für die Mitgliedsver-

bände gilt? 

In einem überschaubaren Wirkungskreis (z. B. Kreisebene) kann mit einem Zusam-

menschluss von Verbänden eine Vereinbarung abgeschlossen werden. Damit die er-

forderliche Bindungswirkung für die einzelnen Vereine und Verbände entsteht, müssen 

diese den Beitritt zu der Vereinbarung schriftlich erklären. 

 


